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DONNERSTAGSDEMOS:  

FÜR POLITISCHE 
PERSPEKTIVEN!



Die Protestlandschaft in Österreich 
wird derzeit durch die Neuauflage 
der Donnerstagsdemonstrationen 
dominiert. So gut es auch ist wenn 
viele Menschen regelmäßig auf die 
Straße gehen fehlt der Bewegung eine 
klare politische und strategische Aus-
richtung. Deshalb widmen wir uns 
in unserem Leitartikel der Frage der 
Perspektive der Demos. In dieser Be-
ziehung wollen wir allerdings auf die 
Großdemonstration gegen Schwarz-
Blau am 15. Dezember  um 14 Uhr 
am Christian-Broda-Platz in Wien 
verweisen.
Ein zweiter Fokus dieser Ausgabe 
liegt auf der Gründung der Ersten Re-
publik. Dieses Ereignis feiert in die-
sem Monat 100 Jahre Jubiläum. Wir 
beleuchten in einem ersten Teil die 
revolutionären Entwicklungen hin 
zur Republik. Eine Fortsetzung folgt 
in der nächsten Ausgabe. 
Auf betrieblicher Ebene setzen wir 
uns erneut mit den laufenden Kol-
lektivvertragsverhandlungen ausei-
nander. Derzeit laufen Betriebsver-
sammlungen in der Metall-Branche. 
Ein Arbeitskampf ist trotz der zu-
rückhaltenden Gewerkschaftsfüh-
rungen nicht ausgeschlossen. Der 
für Herbst angekündigte Widerstand 
gegen den 12-Stundentag scheint al-
lerdings nicht mehr als heiße Luft 
gewesen zu sein. Jedenfalls haben die 
Gewerkschaften das Arbeitszeitgesetz 
akzeptiert und sind auf die Position 
zurückgewichen, dieses neu verhan-
deln zu wollen.
Eine wichtige und alarmierende Ent-
wicklung ereignete sich durch den 
Wahlsieg des Erzreaktionärs Bolso-
naro bei den Präsiedentschaftswah-
len in Brasilien. Das zeigt, dass der 
internationale Rechtsruck keineswegs 
überwunden ist und dass dieser eine 
wahre Bedrohung für die Arbei-
ter*innenklasse ist.
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Michael Märzen

Dieser Artikel basiert auf einem Flug-
blatt, das wir unter dem Titel „Was kommt 
nach Donnerstag? Zur Perspektive gegen 
Schwarz-Blau“ auf den Donnerstagsde-
mos am 25. Oktober und am 01. November 
verteilt haben. Die ursprüngliche, kürzere 
Version findet sich auf unserer Homepage.

Seit Anfang Oktober ist wieder Donnerstag 
und das ist gut! Denn in den vergange-
nen Wochen sind mehrmals viele tausend 
Menschen auf die Straße gegangen um ge-
gen die neoliberale und rassistische Politik 
der Regierung zu protestieren. Die Anlässe 
dafür sind vielfältig; ob wegen der Kür-
zung der Mindestsicherung insbesondere 
für Geflüchtete, dem 12-Stunden-Tag, den 
Angriffen auf das Sozialversicherungssys-
tem oder wegen rechtspopulistischen Pro-
vokationen wie jüngst beim UN-Migra-
tionspakt. Viele Menschen, junge und 
alte, wollen die Unverschämtheiten der 
Rechts-Rechtskonservativen nicht mehr 
länger hinnehmen, sie wollen sich dagegen 
wehren und die Neuauflage der prominen-
ten Donnerstagsdemos bietet dafür einen 
guten Anlass.

Unser Protest richtet sich allerdings 
nicht nur gegen diesen oder jenen 
schwarz-blauen Angriff. Solange FPÖ 
und ÖVP im Amt sind, werden sie den 
von uns erarbeiteten Reichtum nach 
oben umverteilen, gegen sozial Schwache 
hetzen und unsere demokratischen Rech-
te beschneiden. Diese Regierung muss 
weg! Doch wir alle wissen: Wöchentliche 
Demonstrationen sind schön und gut, 
aber sie werden die Regierung nicht ohne 
Weiteres aufhalten. Noch dazu hat unser 
Protest bisher nicht die Schlagkraft, die 
die Donnerstagsdemonstrationen An-
fang 2000 ursprünglich hatten. Kurz und 
Strache sind vermutlich überzeugt, dass 
sie unseren Protest einfach aussitzen kön-
nen, dass sich unsere Bewegung einfach 
tot laufen wird. Und sie werden Recht be-
halten, wenn wir nicht weiter denken als 
an den nächsten Donnerstag. Wir müs-

sen klüger sein als sie – wir brauchen eine 
politische Strategie.

So traurig es ist, ÖVP und FPÖ können 
sich immer noch auf eine beträchtliche 
Unterstützung in der Bevölkerung stüt-
zen. Warum? Es ist nun 10 Jahre her, dass 
der globale Kapitalismus seine größte 
Systemkrise seit den 1930er-Jahren erlebt 
hat, doch die Auswirkungen der Krise 
sind trotz der jüngsten Erholungsphase 
keineswegs überwunden. International 
hat sich das politische Klima deutlich 
nach rechts verschoben. Viele Lohnab-
hängige und kleine Selbständige haben 
Angst in weiteren wirtschaftlichen oder 
politischen Krisen noch mehr ihres be-
scheidenen Wohlstands zu verlieren oder 
gar nicht mehr über die Runden zu kom-
men. Die bestehenden Parteien der Lin-
ken und der Arbeiter*innenbewegung, 
insbesondere die sozialdemokratischen 
und „kommunistischen“ Parteien, haben 
ihr Vertrauen weitgehend verspielt. Die 
Rechten dagegen versprechen Stabilität 
und Ordnung in einer instabilen, hoff-
nungslos gewordenen Welt. Auch weil 
sie keine angeblichen Lösungen auf die 
großen Fragen der Weltpolitik wie Kli-
mawandel, Migration oder Armut haben, 
können sie glaubhafter behaupten, zu-
mindest die eigene Nation zu retten. Auf 
dieser nationalen Grundlage sprechen sie 
von einer Interessensgemeinschaft wäh-
rend sie tatsächlich nur die Reichen und 
Besitzenden auf Kosten der einfachen 
arbeitenden Bevölkerung begünstigen. 
In Österreich haben das Kurz und Stra-
che genügend mit ihren Taten belegt. Die 
schwarz-blaue Regierung ist eine Regie-
rung der Kapitalist*innen, nicht der „der 
Österreicher*innen“ und schon gar nicht 
der Arbeiter*innen!

Um dem Rechtsruck in Österreich und 
international den Füßen unter dem Bo-
den wegzuziehen, muss man die herr-
schenden Illusionen des nationalisti-
schen Schulterschlusses angreifen. Es gilt 
die Interessensgegensätze zwischen den 
Klassen in der Gesellschaft, zwischen 

Lohnarbeit und Kapital, überall hervor 
zu heben. Nur auf dieser Grundlage kann 
massenhafter Widerstand gegen die re-
aktionären Verhältnisse entstehen! Die 
Unterstützung für Schwarz-Blau wird 
sich jedenfalls nicht von selbst mit der 
Zeit ändern und wenn doch, dann nur 
deswegen weil die (rechts-)bürgerlichen 
Parteien schon viel zu viel Schaden ange-
richtet haben werden. Es wäre natürlich 
verantwortungslos einen solchen Zeit-
punkt abzuwarten! Um deshalb ganz klar 
aufzeigen wie die herrschende Politik den 
Herrschenden dient und wie wir ihre Plä-
ne vereiteln, braucht es organisiertes po-
litisches Handeln mit klaren politischen 
Positionen und Forderungen. So können 
wir die Spontaneität der Bewegung, an 
der der Protest gegen Schwarz-Blau zu 
scheitern droht, in einen ausdauernden 
und schlagkräftigen Widerstand verwan-
deln!

    • Bewegung braucht Organisierung! 
Für den Aufbau von Aktionskomitees ge-
gen Schwarz-Blau in Stadtteilen, Schulen, 
Unis und Betrieben! 

    • Für eine gemeinsame Strategie des 
Widerstands! Organisieren wir eine Wi-
derstandskonferenz auf der wir uns auf 
Forderungen, Kampagnen und Aktions-
formen für eine gemeinsame Front gegen 
die Regierung verständigen! 

    • Schwarz-Blau muss weg! Demonst-
rationen sind nicht genug – kämpfen wir 
in den Gewerkschaften für eine politische 
Streikbewegung! 

    • Das Problem hinter Schwarz-
Blau heißt Kapitalismus! Für eine 
neue, revolutionäre Partei der 
arbeitenden Klasse!		       
				         

ZUR PERSPEKTIVE 
DER BEWEGUNG

DONNERSTAGSDEMOS
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Aventina Holzer

Die SPÖ hat holprige Zeiten hinter sich. 
In der Regierung setzte sie oft reaktionäre 
Maßnahmen durch oder ermöglichte sie 
mit, nur um bei der nächsten Wahl von 
den „echten“ rechten Parteien ausgesto-
chen zu werden. Jetzt in der Opposition 
sieht die SPÖ ihre Chance sich von ihrem 
Abwärtstrend zu lösen und ihr Image los-
zuwerden. Mit Christian Kern an der Spit-
ze schien es auch in eine richtige Richtung 
zu gehen, bald holte die Realität aber die 
Partei ein. Dass ein Manager an der Spit-
ze einer (bürgerlichen) Arbeiter*innen-
partei saß, war hierbei für die SPÖ nicht 
wirklich das Problem (auch wenn das viel 
über ihre Einbindung in das kapitalistische 
System aussagt), wohl aber die Unfähigkeit 
mit einem Zielpublikum in Verbindung zu 
treten, welches den Wahlsieg ermöglichen 
würde. Den Arbeiter*innen.

Führungswechsel

Als Antwort auf den eigenen Rücktritt 
vom Parteivorsitz  sieht Christian Kern 
Pamela Rendi-Wagner, ehemalige Ge-
sundheits- und Frauenministerin, als 
passende Kandidatin. Sie übernahm da-
für ab Anfang Oktober die Position der 
Klubobfrau . Dass sie damit die erste Frau 
sein wird, die diese Position inne haben 
würde, ist interessant, aber nicht der ent-
scheidende Punkt. Wichtiger für ihre Be-
fürworter*innen ist vielmehr ihr Hinter-
grund. Als Quereinsteigerin (sie ist erst 
seit 2017 Parteimitglied und eigentlich 
ausgebildete Medizinerin) versucht die 
SPÖ erneut mit dem Image einer „alten 
Bürokratenpartei“ zu brechen. Die Politik 
solle ja schließlich für Jedermann(- und 
frau) zugänglich sein. Die Hoffnung liegt 
dabei darauf, die Gräben innerhalb der 
SPÖ zu überbrücken. 

Mit der Wendung der SPÖ zu einer reak-
tionäreren Flüchtlingspolitik, gab es ei-
nen plötzlichen Konflikt des „linken“ (der 
von sozialliberal bis linksreformistisch 
reicht) und rechten Flügels, die davor re-

lativ friedlich koexistierten. Aber anstatt 
konsequent aufzutreten, Entscheidungen 
zu blockieren oder gar auszutreten, hielt 
sich der lose progressive Teil eher im 
Hintergrund. Auch die Auseinanderset-
zung um die Nachfolge von Michael Häu-
pl war von dieser Auseinandersetzung 
beeinflusst, auch wenn Andreas Schieder 
bestimmt kein klarer Repräsentant eines 
linken Flügels war. Dennoch erfuhr der 
rechte Flügel in der SPÖ mit Michael 
Ludwig eine Stärkung.

So einfach ist der Transfer der Füh-
rungsposition mit Pamela Rendi-Wag-
ner jedoch nicht. Vor allem wegen der 
undemokratischen Entscheidung zu ih-
rer Person kamen Bedenken, vor allem 
von der Bürokratie selbst. Durch ihre 
kurze Parteizugehörigkeit würde sie die 
SPÖ ja gar nicht gut genug kennen um 
sie aktiv anzuleiten. Hintergrund des-
sen scheint eine mangelnde Einbezie-
hung der restlichen Parteiführung durch 
Kern gewesen zu sein. Ihre Rolle an der 
Parteispitze als politische Ausgleicherin 
wurde allerdings schnell auch von den 
rechten Repräsentant*innen akzeptiert. 

Im Gegenzug hätte dafür die angekündig-
te Parteireform, die sich vor allem auf das 
Aufbrechen bürokratischer Parteistruktu-
ren konzentriert, um zwei Jahre verscho-
ben werden sollen. Die Basismitglied-
schaft wehrte sich allerdings gegen diesen 
Vorschlag. Nun kommt die Reform doch, 
allerdings in abgeschwächter Form. Vor 
allem die vorgesehene Abstimmung der 
Parteimitglieder über Regierungspakte 
unterliegt nun dem Willen des Parteivor-
stands und eine Zweidrittelmehrheit für 
neuerliches Antreten bei Wahlen nach 10 
Jahren in einer Funktion gilt nicht mehr 
für Landeslisten und Regionalwahlkreise.

Niedergang der SPÖ
 
Die SPÖ ist trotz ihres bürgerlichen 
Kurses die traditionelle Partei der Ar-
beiter*innen. Doch schon seit Jahren 
beobachtet man einen Verlust von pro-

letarischen Wähler*innen an die FPÖ. 
Der Schluss, den die SPÖ daraus zieht 
ist offensichtlich, dass sie einfach nicht 
rechts genug für das Bewusstsein der 
Wähler*innen ist. Aus dieser Idee bilden 
sich demnach auch zwei tendenzielle Flü-
gel heraus, derjenige, der versucht diesen 
Trend mitzureiten und ebenfalls rassisti-
sche Politik propagiert und der andere, 
der es (abseits einer marginalen Minder-
heit) ebenfalls nicht schafft sich auf die 
Arbeiter*innenklasse zu berufen, son-
dern über ihre Köpfe hinweg „Anstand“ 
fordert. Tatsächlich sind beide Flügel 
keine Option die SPÖ aus ihrer Krise zu 
retten. Was die SPÖ nicht erkennt, oder 
nicht erkennen will, ist dass ihre eigene 
Regierungsbeteiligung, die Kürzungen 
die unter ihnen beschlossen wurden, erst 
der Anstoß war, der die Wähler*innen in 
die offenen Arme der FPÖ liefen lies. 

Forderungen an die SPÖ zu stellen, ech-
te linke Politik zu machen ist demnach 
unerlässlich, um die Parteiführung in 
die Pflicht zu nehmen. Aber wir brau-
chen eine neue Arbeiter*innenpartei, 
eine die tatsächlich die Interessen der 
Mehrheit vertritt und „sozial“ nicht nur 
im Namen trägt. Eine Partei die es schafft 
die arbeitenden Menschen zu erreichen, 
die momentan aus Existenzängsten und 
Manipulation, gegen ihr eigenes Inter-
esse wählen und handeln. Eine solche 
Partei kann nicht die bessere Verwal-
tung des Kapitalismus zum Ziel haben, 
was nur gegen die lohnarbeitende Be-
völkerung geht, sondern statt dessen 
seine Überwindung.		       

EINE NEUE VORSITZENDE 
BETRITT DIE BÜHNE

SPÖ-KRISE
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SPÖ-KRISE

Günter Schneider

Der Kapitalismus hat heute, trotz vor-
übergehendem Konjunkturaufschwung, 
seine strukturelle Krise nicht überwunden. 
Er hofft auf Kosten der Arbeitenden seine 
Profite zu erhalten und zu steigern. Die 
Regierung greift alte Errungenschaften an. 
Der Sozialstaat wird abgebaut, der 8-Stun-
den-Tag war einmal, als nächstes wird 
wohl die Notstandshilfe gestrichen werden. 
Und was macht die Gewerkschaft?

12-Stundentag

Der Plan A des ehemaligen SPÖ-Bundes-
kanzlers Kern hatte eine neue Arbeits-
zeitregelung mit einer Höchstarbeitszeit 
von 12 Stunden am Tag und 60 Stun-
den in der Woche bei Gleitzeit vorgese-
hen. Die Gewerkschaftsbürokrat*innen 
waren damit im Großen und Ganzen 
einverstanden. Der Plan musste aber 
wegen mangelnder Einigung der Sozi-
alpartner*innen aufgeschoben werden. 
Die schwarz-blaue Regierung setzte nun 
diese Forderung der Unternehmer*innen 
vollständig um. Laut ÖGB wurden schon 
„rund ein Fünftel der Beschäftigten“ zu 
einem 12-Stundentag eingeteilt. Dagegen 
organisierte der ÖBG eine Demonstrati-
on gegen das 12/60-Stunden-Gesetz. Er 
hoffte auf 50.000 Teilnehmer*innen, aber 
mehr als 100.000 Menschen kamen.

Dies wäre für eine kämpferische Gewerk-
schaft der Punkt gewesen, den Druck der 
Masse zu erhöhen um dieses Gesetz und 
selbst die Regierungen zu Fall zu bringen, 
wie es der Postgewerkschafter Köstinger 
auf der Kundgebung forderte. Doch so-
fort sprach ÖGB-Boss Katzian dagegen 
und beteuerte, dass die Gewerkschaft 
das Gesetzt und die Regierung tolerieren 
werde. Für die Arbeiter*innen war das 
eine herbe Niederlage und Demoralisie-
rung.

Die gewieften Bürokrat*innen gingen 
davon aus, dass nach einiger Zeit die 
kämpferische Welle abebben werde und 

man sich lieber als akzeptable Verhand-
lungspartner*innen geben sollte. Sie 
hofften, dass ihr Verrat an den Arbeiten-
den die Kapitalist*innen beeindrucken 
würde und dass sie bei den Kollektivver-
trags-Verhandlungen im Herbst bereit 
wären, den Arbeiter*innen kleine Zuge-
ständnisse zu machen. Aber für die Re-
gierung geht es nicht darum, dass die Bü-
rokratie wieder mehr Ansehen bekommt, 
sie versucht den ÖGB zu schwächen.

Am 12.10.2018. veranstaltete der ÖGB 
vor dem Haus der Industrie eine Protest-
kundgebung gegen den 12-Stunden-Tag. 
Ungefähr 100 Gewerkschafter*innen 
und Betriebsrät*innen waren anwesend. 
Die stolzen Bürokrat*innen trommelten 
zwei Stunden lang, wie schlimm das neue 
Arbeitszeitgesetz sei und was sie bei den 
Kollektivvertragsverhandlungen machen 
werden. Sie haben nur für sich gespro-
chen. Die Mitglieder haben nichts davon 
mitbekommen. Es waren nur einige Ar-
beiter*innen vor Ort und sie sagten uns, 
dass der ÖGB jetzt endlich kämpfen solle.

Verhandlungen der Metaller*innen 

Am 19.10.2018 blieb die 4. Verhand-
lungsrunde wieder ohne Ergebnis. Die 
Unternehmer*innen haben schon mit 
dem 12/60-Stunden-Gesetz einen großen 
Sieg errungen. Sie können sich zurück-
lehnen. Sie bieten nur 2,02 % Gehaltser-
höhung, was der Inflationsrate entspricht. 
PRO-GE und GPA-djp fordern 5 %. Alle 
anderen Forderungen der Gewerkschaft, 
wie das Recht auf die 4 Tage Woche, sind 
für die Unternehmervertreter*innen oh-
nehin kein Thema. 

„Die Industrie fährt satte Gewinne ein, 
die Auftragsbücher sind voll. Wir wer-
den daher gemeinsam mit den Betriebs-
rätInnen am 25.10. (..) gewerkschaftli-
che Kampfmaßnahmen beschießen. Wir 
werden den Druck deutlich verstärken“, 
sagten die zwei Chefverhandler des ÖGB. 
Wenn die Arbeiter*innen zumindest 
eine Teilsieg erringen wollen, müssen sie 

kämpfen. Streiks, bis zu einem General-
streik, sind notwendig, um die Unterneh-
mer*innen zu Zugeständnissen zu zwin-
gen und das 12-Stunden-Tag-Gesetz zu 
kippen. Auf ihrer Betriebsrät*innen-Kon-
ferenz am 25.10. mit 600 Betriebsrät*in-
nen wurden Betriebsversammlungen für 
1. bis 7. November beschlossen. Von kon-
kreten Maßnahmen des Arbeitskampfs 
war bis jetzt aber wenig Rede, auch wenn 
sich bei einer weiteren Verhärtung der 
Fronten und Druck von der Basis auch 
die Gewerkschaftsführungen durchaus 
dazu bereit erklären könnten, begrenzte 
Streikmaßnahmen durchzuführen.

Kämpferische Gewerkschaft

Österreichweit gibt es über 800 Kollek-
tivverträge, die einzeln verhandelt wer-
den müssen. Anstatt einen gemeinsamen 
Kampf aller Arbeiter*innen für alle Kol-
lektivverträge zu führen um gemeinsam 
auf den Angriff zu reagieren, der die ge-
samte Arbeiter*innenklasse trifft, zieht 
es die ÖGB-Bürokratie vor, die Ausei-
nandersetzungen auf Einzelkämpfe zu 
verschieben. Das schwächt  vor allem die 
schlechter organisierten Bereiche enorm. 
Die Unternehmer*innen demonstrieren 
ihre Macht und die Gewerkschaft ist pl-
anlos. Eine kämpferische Gewerkschaft 
ist für uns Arbeiter*innen dringend not-
wendig. Wir müssen in den Betrieben Ar-
beiter*innen-Versammlungen organisie-
ren, Betriebs- und Streikkomitees wählen 
und den Kampf beginnen. Wir müssen 
im ÖGB eine wirkliche Demokratie ein-
führen, kämpferische Arbeiter*innen 
wählen, die die Bürokratie ersetzen, die 
Interessen der Arbeitenden gegen das 
Kapital schützen und Kampfmaßnahmen 
gegen die Angriffe der Kapitalist*innen 
und deren Regierung organisieren.	      

DIE ZAHNLOSE POLITIK 
DES ÖGB

KOLLEKTIVVERTRAGSVERHANDLUNGEN
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Gekürzte Version eines ausführlicheren 
Statements der Liga für die Fünfte Inter-
nationale, Langversion zu finden auf un-
serer Homepage unter dem Titel „Brasili-
en: Stoppt Bolsonaro!“.

Jair Bolsonaro, ein Halbfaschist, hat bei 
den Präsidentschaftswahlen in Brasilien 
55 Prozent gewonnen, gegenüber 45 Pro-
zent für Manuel Haddad, dem Kandidaten 
der Arbeiterpartei, PT. Dieser Sieg wird 
ihm ein „demokratisches Mandat“ geben, 
um den Angriff auf die brasilianische Ar-
beiter*innenklasse, Bäuer*innen, schwarze 
und indigene Bevölkerung, Frauen und 
LGBTIA+-Personen sowie auf die Arbei-
ter*innenparteien, Gewerkschaften und 
Massenorganisationen von Student*innen, 
obdachlosen und landlosen Arbeiter*innen 
zu Ende zu führen.

Karneval der Reaktion

Nach der Siegeserklärung gingen seine 
Anhänger*innen triumphierend auf die 
Straße. Es war ein Karneval der Reaktion, 
ein offener Ausdruck ihres Klassenhasses, 
ihres Rassismus und Sexismus. Militär 
und Polizei schlossen sich ihnen an und 
fuhren durch die Straßen der Großstäd-
te. Während seines Wahlkampfes haben 
seine rechten oder gar faschistischen An-
hänger*innen mehrere seiner Gegner*in-
nen, Schwarze oder Aktivist*innen aus 
der LGBTIA+-Bewegung getötet. In der 
Wahlnacht wurde in Rio ein bekannter 
schwuler Aktivist getötet.
Ziel der neuen Präsidentschaft ist es, den 
im August 2016 vom derzeitigen Präsi-
denten Michel Temer und der Justiz im 
Namen der brasilianischen Bourgeoisie, 
der Großgrundbesitzer*innen und des 
US-Imperialismus begonnenen Putsch 
zu vollenden. Der neoliberale Wirt-
schaftsberater von Bolsonaro, Paulo Gue-
des, wird für die brasilianische Wirtschaft 
verantwortlich sein und ein „Superminis-
terium“ leiten. Er hat eine weitere „Ren-
tenreform“ angekündigt, d.h. drastische 
Kürzungen und eine massive Privatisie-
rung der größten staatlichen Unterneh-

men wie Petrobras. Er und Bolsonaro 
haben angekündigt, dass sie alle sozialen 
und ökologischen Restriktionen aufhe-
ben werden, um die Amazonasregion zu 
„modernisieren“, d.h. den Regenwald im 
Interesse der Rohstoffe abbauenden In-
dustrie und des Agrobusiness zu zerstö-
ren.

Kein Wunder, dass Donald Trump sei-
nem rechten Kollegen sofort gratulier-
te, und versprach, oder genauer gesagt, 
drohte, mit ihm „Hand in Hand“ zu ar-
beiten. Offensichtlich sind Temers Staats-
streich und jetzt der Sieg von Bolsonaro 
auch Siege für den US-Imperialismus, 
der seinen Einfluss in Brasilien erhöht 
und den größten Staat Lateinamerikas 
wieder zu einem festen US-Verbündeten 
macht. Andere imperialistische Mächte 
sind über diese Bekräftigung der ameri-
kanischen Hegemonie „besorgter“, da sie 
befürchten, dass sie ihren Einfluss schwä-
chen könnte. Sie alle erkennen jedoch die 
Legitimität des neuen Präsidenten an, 
obwohl er auf der Grundlage eines parla-
mentarischen und gerichtlichen Putsches 
gegen die frühere PT-Präsidentin Dilma 
Rousseff und durch dem Staatsstreich 
freundlich gesonnene Richter*innen ge-
wonnen hat, die den früheren Präsiden-
ten Lula gefangen genommen haben und 
ihm verbaten, bei den Wahlen anzutre-
ten.

Kapitalistische Offensive und der Staat

Bolsonaro und sein Kabinett stehen nicht 
nur für eine bösartige kapitalistische Of-
fensive. Sie stellen auch eine autoritäre, 
bonapartistische Form der Herrschaft dar. 
Niemand sollte sich von seinem Treueeid 
zur Verfassung täuschen lassen. Abgese-
hen davon, dass die verfassungsmäßigen 
Institutionen der brasilianischen „Demo-
kratie“ selbst ein wesentlicher Bestandteil 
des Putsches gegen Dilma und die PT 
waren, sollte niemand die Drohungen 
von Bolsonaro vergessen, das Land von 
den „Roten“, also der Arbeiter*innenbe-
wegung, zu säubern.

Um diese Drohungen Realität werden 
zu lassen, will Bolsonaro die Kräfte der 
Reaktion gegen die Arbeiter*innenbe-
wegung und die Unterdrückten entfes-
seln. Mindestens drei Ministerien sollen 
von Führungskadern der Armee geleitet 
werden; nicht nur die Verteidigung, son-
dern auch das Innere und die Bildung! Im 
Moment werden er und seine Regierung 
bestrebt sein, sich bei der Erfüllung ihrer 
reaktionären Aufgaben in erster Linie auf 
den Staatsapparat zu verlassen. Er wird 
der Polizei und dem Repressionsapparat 
freie Hand lassen, um seine Gegner*in-
nen in den linken Parteien, in den Ge-
werkschaften und unter den Armen in 
den Favelas anzugreifen oder gar zu tö-
ten. Bereits im vergangenen Jahr wurden 
rund 5.000 Menschen von der Polizei 
umgebracht, davon 80 Prozent schwarze 
Menschen. Diese „legalen“ Morde dürf-
ten zunehmen.

Gleichzeitig wird eine spezielle und mili-
tarisierte Polizei gegen die Bäuer*innen, 
die Armen und Arbeiter*innenaktionen 
eingesetzt, wobei die bereits unter Te-
mer eingeführte gewerkschaftsfeindliche 
Gesetzgebung genutzt wird. Darüber hi-
naus werden die Staatsorgane und Groß-
grundbesitzer*innen insbesondere bei 
ihren Razzien gegen die landlosen und 
armen Bäuer*innen auch paramilitäri-
sche Banden einsetzen, von denen einige 
faschistischen Sturmtruppen ähneln.

Die Landlosenbewegung MST dürfte ei-
nes der ersten Ziele des neuen Systems 
sein. Während seines Wahlkampfes droh-
te Bolsonaro damit, sie als „terroristische 
Organisation“ zu verbieten. Er hat ein 
Ende des „Flirts mit Sozialismus, Kom-
munismus, Populismus und Linksex-
tremismus“ gefordert und im Stil von 
Trump behauptet, Brasilien „wieder groß 
zu machen“.

Jetzt handeln!

Der Aufstieg der Rechten und der Nie-
dergang der PT können nicht verstanden 
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werden, ohne das Schicksal der brasilia-
nischen Wirtschaft zu betrachten. In den 
ersten fünf Jahren von Lulas Präsident-
schaft 2003 – 2008 wurden zwanzig Mil-
lionen Brasilianer*innen aus der Armut 
geholt, aber dann brach 2008 die Große 
Rezession aus. Kaum hatte sich das Land 
davon erholt, als es 2012 in den zweiten 
Einbruch katapultiert wurde, ausgelöst 
durch die Sparforderungen des IWF und 
der US-Kreditgeber*innen. Dies dauerte 
bis ins Jahr 2016 und war die Grundlage 
für Massenmobilisierungen gegen Dilma 
und die PT und im August desselben Jah-
res für den Putsch von Temer, Führer der 
erzbürgerlichen Partei PMDB.

Die Erholung ist seitdem schwach ausge-
fallen, nicht zuletzt, weil auch die Regie-
rung Temer die Schrauben bei den Staats-
ausgaben angezogen hat. Die sozialen 
Folgen waren nicht nur zunehmende Ar-
mut, grassierende Ungleichheit und Mas-
senarbeitslosigkeit, sondern auch ein An-
stieg der Gewaltkriminalität, der Kampf 
zwischen Drogenbanden und mit der Po-
lizei in den Armenvierteln. Die Arbeits-
losenquote, die 2013 auf einen Tiefstand 
von 6,05 Millionen gesunken war, lag im 
August 2018 bei 12,7 Millionen. Mehr als 
fünfzig Millionen Brasilianer*innen, fast 
25 Prozent der Bevölkerung, leben unter-
halb der Armutsgrenze.

Die Tatsache, dass Dilma im Amt war, 
als die zweite Krise zuschlug, und dass 
sie den IWF-Forderungen nach sozialen 
Einsparungen nachgab, erlaubte es den 
rechten Medien, den evangelikalen Kir-
chen und den rechtsgerichteten Demago-
g*innen, die die sozialen Medien nutzten, 
alles auf die PT zu schieben. 
Wenn es Bolsonaro und dieser Regierung 
gelingt, ihr Programm und ihre Angriffe 
auf die Arbeiter*innenklasse, Bäuer*in-
nen und Unterdrückten umzusetzen, 
wäre dies eine historische Niederlage 
für die Bewegung nicht nur in Brasilien, 
sondern auch international. Dieser Er-
folg liegt jedoch noch vor ihm, und es 
ist wichtig, dass keine Zeit mehr mit der 
Mobilisierung verloren geht, um ihn auf-
zuhalten.

Haddad hat angekündigt, dass er die De-
mokratie „verteidigen“ wird, aber weder 
er noch die Führer*innen des wichtigsten 
Gewerkschaftsbundes, der CUT, haben 
einen Aktionsplan nach dem Wahlkampf 
ausgearbeitet. Diese reformistischen Füh-
rer*innen befürchten, dass jeder Aufruf 
zu Massenaktionen die Reaktionskräfte 

entfesseln und ihre Organisationen zer-
schlagen oder illegalisieren könnte. Die 
Passivität gegenüber den Bedrohungen 
wird jedoch die Herzen von Bolsonaro 
oder seinen Anhänger*innen nicht er-
weichen; ganz im Gegenteil, sie wird sie 
nur ermutigen, noch wilder zu sein.

Deshalb sind jetzt entschlossene Maß-
nahmen erforderlich. Es gibt natürlich 
Millionen, nicht zuletzt die 45 Millionen, 
die für Haddad gestimmt haben, die nicht 
wollen, dass ihre Organisationen oder 
ihre sozialen Errungenschaften von Bol-
sonaro und den Kräften hinter ihm zer-
stört werden. Während des Wahlkampfes 
entstand eine Frauenmassenbewegung, 
die Millionen gegen Bolsonaro sammel-
te. Guilherme Boulos, ein Führer der 
Obdachlosenbewegung MTST und der 
Partei des Sozialismus und der Freiheit, 
PSOL, hat Protestaktionen und die Bil-
dung von „frente amplia“, einer breiten 
Front, gegen die Vertiefung des Putsches 
und für Massendemonstrationen am 30. 
Oktober als Ausgangspunkt gefordert.

Eine Einheitsfront, bestehend aus PT, 
CUT, MST, MTST und allen linken, so-
zialistischen, indigenen und Frauen-Or-
ganisationen, ist von entscheidender 
Bedeutung. Sie sollte nicht nur auf einer 
Vereinbarung über Aktionen zwischen 
den Führungen beruhen, sondern auch 
in Aktionsräten an den Arbeitsplätzen, 
in den Büros, in den Arbeiter*innen-
vierteln und den Favelas, in den Schulen 
und Universitäten, in den Städten und 
auf dem Land verankert sein. Auf dieser 
Grundlage könnten die Arbeiter*innen, 
die Bäuer*innen, die rassistisch Unter-
drückten, die Frauen und die Jugendli-
chen auf den Ansturm von Bolsonaro mit 
einem gemeinschaftlich vereinten Klas-
senkampf reagieren. Wenn beispielsweise 
Bolsonaro die MST tatsächlich illegali-
siert, müssen sich alle zur Unterstützung 
zusammenschließen, nicht nur mit Mas-
sendemonstrationen, sondern auch mit 
einem politischen Generalstreik.
Ein solcher Streik würde jedoch den Auf-
bau von Selbstverteidigungseinheiten 
ab der ersten Minute erfordern, um die 
streikenden Arbeiter*innen, die Armen 
in den Favelas oder die Landlosen gegen 
die polizeilichen, paramilitärischen oder 
faschistischen Banden zu verteidigen. 
Eine solche Einheitsfront müsste an die 
Wehrpflichtigen in der Armee appellie-
ren, nicht gegen die Arbeiter*innen und 
Bäuer*innen missbraucht zu werden, 
sondern sich an die Seite der Bevölke-

rung zu stellen und Soldat*innenaus-
schüsse und -räte zu bilden.

Bolsonaro kann nur durch entschlosse-
nes Handeln gestoppt werden, aber das 
bedeutet, die Frage der Macht an die Ar-
beiter*innenklasse und die Linke selbst 
zu stellen. Ein unbefristeter politischer 
Generalstreik wird seinerseits die Frage 
der Bildung einer Arbeiter*innenregie-
rung auf der Grundlage der Streikorga-
ne, der Aktionsräte und Selbstverteidi-
gungsorgane aufwerfen, die im Laufe des 
Kampfes in Arbeiter*innenräte (Sowjets) 
und Milizen umgewandelt würden.

Eine solche Arbeiter*innenregierung 
müsste den repressiven Apparat des bra-
silianischen Staates zerbrechen und die 
konterrevolutionären, reaktionären Kräf-
te entwaffnen. Sie würde alle reaktionä-
ren Gesetze streichen und die Gleichbe-
rechtigung der rassistisch unterdrückten, 
der indigenen Bevölkerung, der Frauen 
und der sexuell unterdrückten Menschen 
sicherstellen. Sie würde Großkapital und 
Land unter der Kontrolle der Werktätigen 
verstaatlichen, einen Notfallplan einfüh-
ren, um den brennenden Bedürfnissen 
der Arbeiter*innen und der Armen ge-
recht zu werden und die Wirtschaft nach 
den Bedürfnissen der Menschen und der 
ökologischen Nachhaltigkeit neu zu orga-
nisieren.

Internationale Solidarität jetzt!

Der Sieg von Bolsonaro wird den mächti-
gen Rechtsruck in Europa, Nordamerika 
und sogar rund um den Globus beflügeln 
und fördern. Das tatsächliche Ausmaß 
und die Auswirkungen der potenziellen 
Katastrophe, vor der eine der stärksten 
Arbeiter*innenbewegungen der Welt 
steht, müssen der internationalen Bewe-
gung unserer Klasse nahegebracht wer-
den.
Die Gewerkschaften, die sozialdemokra-
tischen und Labour-Parteien sowie alle 
linken Parteien müssen die Solidarität 
auf den Straßen organisieren. Sie müs-
sen die Freilassung von Lula und anderen 
inhaftierten PT-Führer*innen fordern, 
gegen alle Maßnahmen der neuen Re-
gierung gegen unsere Bewegung pro-
testieren und Ressourcen und direkte 
Aktionen wie Arbeiter*innenboykotte 
mobilisieren, während die Angriffe von 
Bolsonaro auf unsere Genoss*innen in 
Brasilien niederprasseln.		       
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Tobi Hansen, 
(Gruppe ArbeiterInnenmacht, D)

Dieser Artikel ist eine leicht gekürzte Ver-
sion. Das Original findet sich unter dem 
selben Titel auf arbeiterinnenmacht.de.

Überraschungen brachten die Landtags-
wahlen in Bayern und Hessen keine mehr. 
Dafür schaffte es Angela Merkel, ihre An-
hänger*innen wie Gegner*innen zu ver-
blüffen, indem sie erklärte, im Dezember 
nicht mehr für den Vorsitz der CDU zu 
kandieren. Einmal noch riss sie das Heft 
des Handelns an sich - mit dem absehba-
ren Ende ihrer eigenen Ära. Selbst wenn 
die ihr nahestehende Kramp-Karrenbauer 
zur CDU-Vorsitzenden gewählt werden 
sollte, zeichnet sich das Ende der Großen 
Koalition (GroKo) ab, es sei denn, die SPD 
mag ihr eigenes Siechtum über die Halbzeit 
der Legislaturperiode hinaus verlängern.

Das Ende der Großen Koalition, von 
Beginn an eine politische Totgeburt, ist 
letztlich nur noch eine Frage der Zeit. 
Ihre Agonie mag aber noch andauern, 
da sowohl die Unionsparteien wie die 
SPD nicht recht wissen, ob sie das weite-
re Wursteln, das weitere Beschwören von 
„Sacharbeit“ der Koalition mehr fürchten 
als Neuwahlen.

Wahlergebnisse

Dass die Regierungsparteien massiv 
abgestraft wurden, konnte niemanden 
überraschen. Die SPD fuhr gleich zwei-
mal ihr schlechtestes Nachkriegsergebnis 
ein, in Bayern einstellig, in Hessen unter 
20 %. CDU (-11,3 %) bzw. CSU (-10,5 
%) erlitten ebenfalls Rekordverluste. In 
beide Landtage zog die AfD zweistellig 
ein (Bayern 10,1 %, Hessen 13,1 %) und 
ist damit in allen 16 Landesparlamenten 
vertreten. Auch die FDP konnte in beide 
Parlamente einziehen, profitierte somit 
auch von den massiven Verlusten der 
Union. Die Linkspartei konnte in Hessen 
einen Prozentpunkt hinzugewinnen und 
schaffte somit den erneuten Einzug in 

den Landtag, in Bayern scheiterte sie an 
der 5-Prozent-Hürde.

Der Aufschwung der Grünen

Die Grünen konnten als einzige Opposi-
tionskraft neben der AfD von der Krise 
profitieren. In Bayern (17,5 %) konnten 
sie die SPD deutlich überflügeln, in Hes-
sen (19,8 %) gleichziehen. Die Grünen 
profilieren sich dabei als pragmatische, 
pro-kapitalistische, ökologische und auch 
humanitäre Oppositionspartei, teilweise 
ohne selber viel dazu beizutragen. Dabei 
präsentieren sie sich als einzig glaubwür-
diger Gegenpart zur AfD. Sie profitieren 
dabei von der Krise der CDU/CSU und 
SPD gleichermaßen, indem sie all jene 
ansprechen, die „soziale Marktwirtschaft“ 
mit ökologischem Umbau, Bürger*in-
nenrechten und sozialer Gerechtigkeit 
verbinden wollen. Dass sie bundesweit 
mit allen außer der AfD Koalitionen bil-
den, wird ihnen nicht als Beliebigkeit, 
sondern als „Flexibilität“ anrechnet.

Diese Mannigfaltigkeiten des bürgerli-
chen Charakters der Grünen in der Regie-
rungsbildung wie auch der vorherrschen-
de „Realo-Pragmatismus“ ermöglichen 
ihnen, wie einst der FDP, eine Rolle als 
„Scharnier“ zwischen den vermeintlich 
größeren Parteien zu spielen. Anders als 
die FDP können sich die Grünen jedoch 
auch als führende Kraft von Bewegungen 
darstellen - am besten immer noch in der 
Ökologie-Bewegung, aber auch bei der 
„Seebrücke“ und #unteilbar waren die 
Grünen führend mit dabei und stellen 
auf dieser Ebene auch die Linkspartei in 
den Schatten.

Merkels Rücktritt auf Raten

Nach 18 Jahren Parteivorsitz wird Ange-
la Merkel beim Bundesparteitag im De-
zember nicht mehr antreten. Auch wenn 
sie noch bis 2021 Kanzlerin bleiben will 
und die CDU weiter diese Absicht pro-
klamiert, so geht ihre Regierungszeit klar 
dem Ende entgegen. In den Unionspar-

teien wird es in den nächsten Monaten 
zu einer offenen Auseinandersetzung 
um den zukünftigen politischen Kurs 
kommen. Seehofers Rücktritt vom Partei-
vorsitz ist auch nur noch eine Frage der 
Zeit. Bei der Neuwahl des/der CDU-Vor-
sitzenden geht es jedoch um eine Rich-
tungsentscheidung. Bislang treten drei 
seriöse Bewerber*innen an - CDU-Ge-
neralsekretärin Kramp-Karrenbauer, 
Gesundheitsminister Spahn, der einsti-
ge Merkelgegner Merz. Eine mehr oder 
minder offene Konfrontation über die 
Politik der bürgerlichen Führungspartei 
ist daher unvermeidlich. Zweifellos wird 
sie sich bemühen, diese in Grenzen zu 
halten, die „Einheit“ beschwören wol-
len - aber zugleich müssen sich die drei 
notwendigerweise auch politisch-inhalt-
lich präsentieren. Vor allem aber bringen 
sie wirkliche strategische Differenzen im 
bürgerlichen Lager wie auch dessen eige-
ne Fragmentierung zum Ausdruck.

Diese bilden den Hintergrund für die 
politische Krise der Union. Außer als 
„Kanzler*innenwahlverein“ (wie zu Kohls 
Zeiten!) steht die Union derzeit noch für 
den Status quo der EU, teilweise für die 
Sozialpartnerschaft, für weiteres militäri-
sches Engagement - aber strategisch hat 
Kanzlerin Merkel eben derzeit keine Per-
spektive. Die Union ist wie die herrschen-
de Klasse selbst uneins über den weiteren 
grundsätzlichen Kurs. Soll sie einen wei-
teren Anlauf zur „Vertiefung“ der EU, also 
zur Neuordnung Europas unter deutscher 
(und französischer?) Führung nehmen? 
Oder bedarf es einer anderen Strategie, 
der Ausrichtung auf ein „Kerneuropa“ 
oder gar ein Einstellen auf ein Scheitern 
der EU? Soll der deutsche Imperialismus 
(als Führungsmacht der EU) zu einem 
eigenständigen Player im Kampf um die 
Neuaufteilung der Welt werden oder 
sich - womöglich in Nachfolge Britanni-
ens - um die Rolle als engster Verbünde-
ter der USA bemühen? Soll die EU dem 
aggressiven US-Imperialismus folgen, 
als „Juniorpartnerin“ fungieren oder wie 
beim letzten „Syrien-Gipfel“ gemeinsam 
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mit Russland, Frankreich und der Türkei 
eigenständige Geopolitik im Nahen und 
Mittleren Osten betreiben?

Weichenstellungen

Auch in der Innenpolitik stehen neue 
Weichenstellungen an. Soll die Chris-
tenunion die nächste „Agendapolitik“ 
auflegen, die nächste Privatisierungswel-
le starten? Welche aktuellen Ziele des 
deutschen Imperialismus stehen für sie 
ganz oben auf der Agenda? Die Antwort 
bestand zuletzt in dem klassisch-kon-
servativen „Weiter so“. Diese „Haltung“ 
war bis zu einem gewissen Grad erfolg-
reich. Doch die jüngsten Zuspitzungen 
im Kampf um die Neuaufteilung der Welt 
offenbarten die fehlende strategische Ori-
entierung und die inneren Differenzen 
des deutschen Imperialismus. In der Hin-
sicht steht die Kandidatin Kramp-Kar-
renbauer am ehesten für eine Fortsetzung 
der Merkel’schen Politik. Ihre Wahl wür-
de eine Fortsetzung der Koalition mit der 
SPD zumindest für das Jahr 2019 wahr-
scheinlicher machen. Friedrich Merz und 
Jens Spahn stehen für einen deutlich of-
feneren neo-liberalen, transatlantischen, 
wert-konservativen und wohl auch ras-
sistischeren Kurs. Beide würden für das 
neoliberal-konservative Spektrum an-
treten und die Partei nach rechts rücken 
wollen.
Dabei wäre ein Parteivorsitzender Spahn 
sicherlich derjenige, der es auf einen 
Bruch mit der SPD ankommen ließe - 
und umgekehrt auch der SPD leichter 
einen Vorwand zur „nachvollziehba-
ren“ Aufkündigung der Koalition liefern 
könnte. Schließlich würde er wahrschein-
lich den deutschen Imperialismus stärker 
an den USA ausrichten. Schon in der Ver-
gangenheit unterhielt er Beziehungen zu 
US-Sicherheitsberater Bolton. Anderer-
seits würde eine Wahl Spahns ziemlich 
sicher auf Neuwahlen hinauslaufen, da 
er - anders als Kramp-Karrenbauer - nur 
schwerlich eine Regierung unter Einbe-
ziehung der Grünen formieren könnte.

Die SPD

Während die Unionsparteien um eine 
mögliche politische Neuausrichtung rin-
gen, versucht die SPD nur noch, irgend-
wie die totale Katastrophe zu vermeiden. 
Dass die Arbeit in der Bundesregierung 
der SPD bei nichts helfen würde, war 
sogar relativ vielen Delegierten Anfang 
des Jahres klar, als um die 45 % gegen 
die Aufnahme der Verhandlungen mit 

der Union stimmten. Tausende wurden 
sogar im Zuge der #nogroko-Kampagne 
Mitglied, um dann mit knapp 33 % (ca. 
120.000) gegen den ausgehandelten Koa-
litionsvertrag zu stimmen.

Seitdem hat die SPD den rassistischen 
Innenminister Seehofer täglich gedeckt, 
hat bei der Koalitionskrise zur „Migra-
tion/EU“ keine eigene Position gehabt, 
außer dass sie am Ende jedem Unions-
kompromiss zustimmte. Ähnlich verhielt 
sie sich in der „Causa Maaßen“, bei der 
sie spät „merkte“, dass eine Beförderung 
für Lügen, die rassistische Gewalt relati-
vieren wollen, nicht sonderlich gut in der 
Öffentlichkeit ankommt, schon gar nicht 
bei der schmaler werdenden eigenen 
Wähler*innenschaft. Nach den jüngsten 
katastrophalen Wahlniederlagen steht die 
SPD in den aktuellen Meinungsumfragen 
bei gerade 15 %.

Kein Wunder, dass wieder einmal die 
Forderung erhoben wurde, die Große 
Koalition zu beenden, um der Partei den 
Tod in der Wahlurne zu ersparen. Die 
Führung um Nahles zieht - sicher auch 
aus Gründen des politischen Selbsterhal-
tes - den Schrecken ohne Ende offenbar 
dem Ende mit Schrecken vor. Die Par-
tei- und Faktionsvorsitzende und Gene-
ralsekretär Klingbeil sprachen nach der 
Hessenwahl von einem „Ultimatum“ für 
die Große Koalition, das darin bestand, 
die Regierung müsse sich „ändern“, end-
lich  „liefern“ und die „Sacharbeit“ auf-
nehmen. Eine Frist für ihr „Ultimatum“ 
nannten die beiden wohlweislich nicht.
Nahles beklagt, dass die Regierung, die 
sie täglich stützt, kaum etwas auf die Rei-
he kriegt und, statt dies zu beenden, wird 
regelmäßig die Leier der „Sacharbeit“ 
abgespielt. Die strategische Parole der 
SPD „Zuerst das Land, dann die Partei“, 
also zuerst die Regierungsfähigkeit für 
das deutsche Großkapital, kommt an ihr 
Ende. Die SPD wird bald nicht mehr ge-
braucht, höchstens vielleicht als eine wei-
tere Juniorpartnerin der Union.

Diejenigen, die diesem Procedere nicht 
zuschauen wollen, müssten eigentlich in 
der Partei und vor allem in den Gewerk-
schaften auf die Barrikaden gehen. Auch 
die Gewerkschaftsführungen müssten 
sich eigentlich die Frage stellen, ob sie 
dem langsamen Siechtum „ihres“ parla-
mentarischen Arms weiter zusehen wol-
len oder noch ein subjektives Interesse 
daran haben, dass die SPD zumindest 
„konkurrenzfähig“ erscheint. Die Krise 

und der politische Niedergang der Sozi-
aldemokratie sind anscheinend so tief, 
ihre Konzept- und Perspektivlosigkeit ist 
so groß, dass sie wie paralysiert darauf zu 
warten scheint, mit der Großen Koalition 
gleich mit zu Grabe getragen zu werden.

Bewegung auf der Straße

Die aktuelle Krise der Regierung sollte 
von uns genutzt, nicht nur abgewartet 
werden. Mit den Demonstrationen der 
letzten Wochen in Hamburg (Welcome 
United), gegen die Rodung vom Hamba-
cher Forst (#hambibleibt), den Seebrü-
cke-Demos, den Mobilisierungen gegen 
AfD und Nazis, gegen die Polizeiaufga-
bengesetze haben sich viele Hunderttau-
send gegen den Rechtsruck und Rassis-
mus positioniert. Es ist nun gerade die 
Aufgabe der Linken, der Organisationen 
der Arbeiter*innenklasse, dies mit mehr 
Inhalt zu füllen. Dass sich die Gewerk-
schaften und Massenparteien wie DIE 
LINKE vor dieser Aufgabe drücken, ist 
nicht die Schuld des „breiten“ Protestes 
auf der Straße, sondern zeigt deren poli-
tisches Unvermögen an.

Hier wäre es wichtig, auf (Folge)-Kon-
ferenzen von #unteilbar den antirassis-
tischen Kampf zu verallgemeinern, ihn 
mit den „anderen“ sozialen Kämpfen zu-
sammenzuschweißen und gemeinsame 
Initiativen zu entwickeln. Wohnungsnot, 
schlechte Ausstattung des Bildungsbe-
reichs, anstehende Privatisierungen des 
öffentlichen Dienstes, weitere Verschär-
fung der inneren Repression durch Lan-
desgesetze, Aufrüstung und Kriegspoli-
tik, eine drohende neue wirtschaftliche 
Krise - all dies kann zusammengeführt 
werden in den lokalen Kämpfen wie auch 
in bundesweiten Mobilisierungen. 
Es ist nicht zwingend, dass eine Massen-
demonstration mit Hunderttausenden 
ins politische Fahrwasser der Grünen 
und NGOs geführt wird, es bei einem 
einmaligen Ereignis bleibt und bei einer 
vagen Plattform ohne konkrete Forde-
rungen und Kampfmethoden. Doch die 
Aufgabe, eine solche Ausrichtung in die 
Bewegung zu tragen, können Revoluti-
onär*innen nicht an andere delegieren. 
Es ist notwendig, dass dazu alle Kräfte 
der „radikalen Linken“, die für ein Akti-
onsbündnis gegen den Rechtsruck und 
die Angriffe der Regierung eintreten, ge-
meinsam versuchen, die Massenorgani-
sationen zur Aktion zu zwingen.	      
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Alex Zora

Erst seit 100 Jahren ist Österreich eine 
Republik. Am 12. November 1918 wurde 
durch die Provisorische Nationalversamm-
lung die Republik ausgerufen. Anlass dafür 
war, im Gegensatz zum Deutschen Reich, 
damals nicht in erster Linie ein revoluti-
onärer Aufstand der Soldaten und Arbei-
ter*innen, sondern der Zusammenbruch 
des Habsburger Vielvölkerstaats anhand 
nationaler Grenzen. Das bedeutete eine 
revolutionäre Umwälzung auf politischer 
Ebene. Der Höhepunkt der revolutionären 
Nachkriegskrise in Österreich sollte aber 
erst in der ersten Jahreshälfte 1919 folgen. 
Diese revolutionäre Situation wird genau-
so wie die österreichische Rätebewegung in 
einem zweiten Teil der Artikelreihe bespro-
chen werden. 

Das Habsburger Nationengefängnis

Um die Entwicklung des Jahres 1918 zu 
verstehen muss zuerst einmal die Vor-
geschichte der Habsburger Monarchie 
verstanden werden. Über Jahrhunderte 
hinweg schafften es die Habsburger ihren 
Einflussbereich immer mehr auszudeh-
nen. Die Auseinandersetzung mit Preu-
ßen um die Vorherrschaft im Deutschen 
Reich ging 1866 mit dem „Deutschen 
Krieg“ verloren. 1867 wurde der Aus-
gleich mit dem ungarischen Adel und die 
Errichtung der Doppelmonarchie Öster-
reich-Ungarn notwendig. Damit war der 
logische Weg die Ausdehnung Richtung 
Osten. 1878 wurde Bosnien besetzt und 
1908 annektiert. Gerade am Balkan ent-
wickelte sich ein Kampf um die Vorherr-
schaft, in erster Linie zwischen Öster-
reich-Ungarn, dem Osmanischen Reich 
und dem russischen Zarenreich, das Er-
gebnis – der 1. Weltkrieg – ist bekannt.

Österreich-Ungarn war mit mehr als 50 
Millionen Einwohner*innen eine der 
zentralen europäischen Großmächte. 
Doch was es von den übrigen (west)euro-
päischen Großmächten (Großbritannien, 
Deutschland, Frankreich) unterschied, 

war dass es keine überseeischen Kolonien 
hatte. Vielmehr gab es innere Kolonien 
– die unterdrückten Nationen des Habs-
burger Reichs. Tschechoslowak*innen, 
Jugoslaw*innen, Italiener*innen, Pol*in-
nen, Ukrainer*innen, Rumän*innen und 
andere waren zu dutzenden Millionen 
dem habsburgischen Nationengefängnis 
unterworfen. Vor allem in der 2. Hälfte 
des 19. Jahrhunderts bildete sich in die-
sen Gebieten eine eigene Bourgeoisie und 
eine kleinbürgerliche Intelligenz heraus, 
die Träger*innen von entstehenden na-
tionalen Bewegungen, die später der Do-
naumonarchie den Todesstoß versetzen 
sollten.

Der zweite wichtige Faktor war die Ar-
beiter*innenbewegung und damit in 
erster Linie die Sozialdemokratie. 1867 
wurde von Kaiser Franz Josef die soge-
nannte Dezemberverfassung erlassen. 
Mit ihr war es zum ersten mal auf legalem 
Weg möglich, dass sich die Arbeiter*in-
nenklasse organisierte. Es bildeten sich 
Arbeiterbildungsvereine und die ersten 
gewerkschaftlichen Strukturen. Nach-
dem 1874 die Gründung einer vereinig-
ten sozialdemokratischen Partei noch 
gescheitert war, gründete sich 1888/89 
die Sozialdemokratische Arbeiterpartei 
mit einem dezidiert marxistischen An-
spruch nach dem Vorbild der deutschen 
Sozialdemokratie. Recht schnell gelang 
es ihr einen nahezu alleinvertretenden 
Anspruch in der österreichischen Ar-
beiter*innenbewegung durchzusetzen. 
Anfangs noch klar marxistisch und 
durchaus revolutionär gesinnt, begann 
spätestens mit Beginn des 20. Jahrhun-
derts eine Anpassung an die herrschen-
den Verhältnisse und damit auch an die 
habsburgische Monarchie. Entscheidend 
dabei war neben einem allgemeinem Op-
portunismus und einer immer mehr auf 
Ausgleich mit den Herrschenden bedach-
ten Politik, vor allem auch ein fatales Na-
tionalitätenprogramm. Im Gegensatz zur 
russischen Sozialdemokratie vertrat die 
österreichische Sozialdemokratie näm-
lich nicht das Recht auf nationale Selbst-

bestimmung einschließlich des Rechts 
auf staatliche Abtrennung von der Mon-
archie, stattdessen wurde nationale Auto-
nomie innerhalb der Habsburger Monar-
chie gefordert. Dieser fatale Fehler sollte 
bald dazu führen, dass die Partei schon 
vor dem 1. Weltkrieg entlang nationaler 
Linien zerfiel. 

Weltkrieg

Österreich war militärisch nicht be-
sonders gut auf den 1. Weltkrieg vorbe-
reitet. Bald wurde klar, dass man ohne 
Unterstützung der deutschen Militärma-
schinerie kaum erfolgreiche Offensiven 
durchführen konnte. Das drückte sich 
auch hinter der Front in immer härterer 
Rationierung von Essen und einer Milita-
risierung der Betriebe aus. Was aber auch 
immer mehr zum Ausdruck kam, war 
der Drang der unterschiedlichen unter-
drückten Nationen im Habsburgerreich 
auf nationale Selbstbestimmung. Bestand 
am Anfang noch bei manchen Teilen der 
tschechoslowakischen und jugoslawi-
schen Bourgeoisie Hoffnung darauf, dass 
man aus der Doppelmonarchie eine Trip-
pelmonarchie mit der slawischen Elite 
als dritter Stütze hätte aufbauen können, 
wurde diese Hoffnung im Krieg bald be-
endet. Vor allem der ungarische Adel war 
zu keinen Kompromissen bereit. Statt-
dessen wurde die nationale Unterdrü-
ckung noch intensiviert. 

Nachdem die österreichische Sozialde-
mokratie jahrelang beteuert hatte einen 
ernsthaften Kampf gegen den drohenden 
Weltkrieg zu führen, wurde mit Beginn 
des Krieges die Kriegspolitik von der 
Partei vollkommen unterstützt. Im Inte-
resse einer ruhigen Heimatfront wurden 
Streiks und Arbeitskämpfe unterlassen 
und der Raubzug des Kapitals politisch 
und ideologisch gerechtfertigt. Das än-
derte sich aber im weiteren Verlauf des 
Krieges. Nach dem Tod von Franz Joseph 
versuchte sein Nachfolger Karl noch ein-
mal der drohenden Niederlage mit Frie-
densbemühungen zu entgehen. Damit 
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war auch für die sozialdemokratische 
Partei die Möglichkeit einer pazifistische-
ren Haltung möglich, spätestens ab 1917 
setzte sich diese Linie in der Partei durch. 

Gegen die anfängliche euphorische Un-
terstützung der Kriegspolitik gab es in der 
Partei anfangs wenig Opposition. Doch 
im Verlauf des Krieges bildete sich rund 
um Friedrich Adler eine moderate linke 
Opposition, die auf einer pazifistischen 
Position stand. Im Umfeld dieser gemä-
ßigten Opposition, die sich im Bildungs-
verein „Karl Marx“ legale Strukturen gab, 
bildete sich auch bald eine revolutionä-
re Opposition heraus. Die sogenannten 
Linksradikalen standen mit den deut-
schen Internationalist*innen rund um 
Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg 
in Kontakt und auch mit W.I. Lenin und 
Karl Radek wurden nach der Konferenz 
der sozialistischen Kriegsgegner*innen 
in Kiental Diskussionen geführt. Im Ge-
gensatz zur gemäßigten Linken rund um 
Friedlich Adler ging es ihnen nicht um 
ein abstraktes Eintreten für Friedensver-
handlungen, sondern darum den Krieg 
der imperialistischen Großmächte ge-
geneinander in einen Bürger*innenkrieg 
der Arbeiter*innenklasse gegen die Bour-
geoisie umzuwandeln. 

Nachdem in Russland 1917 zuerst der Zar 
gestürzt und im Oktober die Rätemacht 
etabliert wurde, gab es auch in Österreich 
vermehrt Streiks und für die Linksradika-
len mehr Möglichkeiten der politischen 
Aktivität. Für kurze Zeit gelang es ihnen 
sogar im „Verein jugendlicher Arbeiter“, 
der Jugendorganisation der Sozialdemo-
kratie, eine Mehrheit zu erlangen, wur-
den aber sehr bald von der Bürokratie aus 
der Organisation gedrängt und mussten 
daraufhin großteils illegale Arbeit leisten. 
Nachdem sich Ende 1917 bzw. Anfang 
1918 die Situation für die Arbeiter*in-
nenklasse immer mehr zuspitzte, orga-
nisierten die Linksradikalen ausgehend 
von den Industriebetrieben im Wiener 
Becken (Wiener Neustadt, Ternitz, etc.) 
die größte Streikbewegung des Krieges 
an der hunderttausende Streikende teil-
nahmen und in deren Verlauf die ersten 
Arbeiter*innenräte in Österreich gegrün-
det wurden. Nur mit Mühe schaffte es die 
sozialdemokratische Partei die Bewegung 
nicht vollkommen außer Kontrolle gera-
ten zu lassen und einen „annehmbaren“ 
Kompromiss mit der habsburgischen Re-
gierung zu schließen (bei weiterem Inter-
esse verweisen wir auf die AST-Broschüre 
„Der Jännerstreik 1918 und die Rätebe-

wegung in Österreich“). 
Nach dem Jännerstreik wurde aber ein 
großer Teil der Linksradikalen von den 
Behörden ergriffen und entweder inhaf-
tiert oder an die Front geschickt. In den 
Räten setzte die sozialdemokratische 
Partei durch, dass nur solche Menschen 
gewählt werden durften, die seit mindes-
tens sechs Monaten Mitglieder der sozi-
aldemokratischen Partei waren. Dieser 
Beschluss sollte erst im Verlauf des revo-
lutionären ersten Halbjahres 1919 geän-
dert werden. 

Zusammenbruch der Monarchie

Im Lauf des Jahres 1918 zeichnete sich 
immer mehr eine Niederlage der von 
Deutschland geführten Mittelmächte ab. 
Mit dem Eintritt der USA in den Krieg 
und deren prominentem Eintreten für 
das Selbstbestimmungsrecht der Natio-
nen nahm auch in den unterdrückten Na-
tionen der Monarchie das streben nach 
Lostrennung zu und wurde zur Aufgabe 
des Tages. Auch in der österreichischen 
Sozialdemokratie trat die Linke rund um 
Otto Bauer in ihrem „Nationalitätenpro-
gramm der Linken“, das Anfang 1918 er-
schien, für das Selbstbestimmungsrecht 
der Nationen ein. 

Schon seit Kriegsbeginn waren auf 
russischer Seite tschechoslowakische 
Einheiten gebildet worden um gegen 
Österreich-Ungarn zu kämpfen. Die-
se behielten die militärische Disziplin 
beim Zusammenbruch der russischen 
Armee im Verlauf des Jahres 1917. Die 
sogenannte tschechoslowakische Legi-
on, die im russischen Bürger*innenkrieg 
auf Seiten der Konterrevolution gegen 
die Sowjetmacht kämpfte, wurde von 
den Westmächten als verbündete Macht 
anerkannt und die Zerschlagung der 
habsburgischen Monarchie damit zum 
Kriegsziel. Das wiederum stärkte auch 
die Unabhängigkeitsbestrebungen in den 
jugoslawischen und polnischen Teilen 
der Monarchie. 

Im Verlauf des Sommers 1918 verstärk-
ten sich diese Tendenzen immer mehr. 
Gleichzeitig durchbrachen die alliierten 
Streitkräfte mehr und mehr die fixierten 
Frontlinien. Am 5. Oktober wurde in 
Zagreb der „Staat der Slowenen, Kroaten 
und Serben“ gegründet. Am 7. Oktober 
wurde Polen, bestehend aus den Teilen 
des ehemaligen Zarenreichs aber auch 
Deutschlands und Österreich-Ungarns, 
proklamiert. Am 14. Oktober streikten 

und demonstrierten in der Tschechos-
lowakei die Massen für die unabhängige 
Republik. Dadurch musste dann sogar 
Kaiser Karl erkennen, dass ohne eine 
Änderung der Strukturen der Monar-
chie diese nicht mehr zu retten sei. Am 
16. Oktober erließ er ein Manifest zur 
Umstrukturierung der österreichischen 
Reichshälfte in einen Bundesstaat. Am 
17. Oktober wurde die tschechoslowa-
kische Republik ausgerufen. Das Mani-
fest wurde klar von den unterdrückten 
Nationen abgelehnt, die schon weit über 
diesen Kompromiss hinaus gegangen 
waren. Was jedoch angenommen wurde 
war die Möglichkeit eigene Nationalräte 
zu gründen. Auch im deutschsprachi-
gen Teil Österreich wurde von den Ab-
geordneten des Reichs am 21. Oktober 
im Niederösterreichischen Landhaus als 
Provisorische Nationalversammlung die 
Absicht erklärt, man wolle als Deutsche 
in Österreich „einen selbstständigen 
deutschösterreichischen Staat“ grün-
den. Auch in Ungarn wurde kurz vor 
der Asternrevolution Ende Oktober der 
Nationalrat unter dem Oppositionspoli-
tiker Mihail Karolyi gegründet, der  auch 
weg vom Habsburgerreich strebte. Am 
16. November wurde schließlich auch 
die ungarische Republik ausgerufen. Die 
k.u.k. Armee löste sich in diesen Wochen 
an der Front regelrecht auf, weil die meis-
ten Soldaten der unterdrückten Nationen 
sich auf eigene Faust Richtung Heimat 
durchzuschlagen versuchten. 

Auch in Österreich ging die Tendenz 
ganz klar und offen Richtung Republik. 
Am 30. Oktober wählte die provisori-
sche Versammlung einen Staatsrat, der 
die Regierungsgeschäfte verrichten sollte. 
Am selben Tag rief die Sozialdemokratie 
die Arbeiter*innen Wiens dazu auf auf 
die Straße zu gehen, die Massen folgten. 
Nach der Versammlung wurden von Ge-
bäuden der kaiserliche Adler abgerissen 
und die teilnehmenden Soldaten rissen 
die Rosette mit dem kaiserlichen Na-
menszug von ihren Kappen. 
Anfang November war die österreich-un-
garische Front nun nicht mehr aufrecht-
zuerhalten. Kaiser Karl legte am 11. 
November „jeden Anteil an den Staatsge-
schäften“ für die österreichische Reichs-
hälfte zurück. Am 12. November wurde 
schließlich von der Provisorischen Na-
tionalversammlung das Gesetz über die 
Staats- und Regierungsform von Deut-
schösterreich beschlossen. Österreich 
war Republik.			        
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Tobi Hansen, 
(Gruppe ArbeiterInnenmacht, D)

Für das deutsche Bürger*innentum bildet 
die Novemberrevolution von Beginn an 
eine zwiespältige Angelegenheit, offenbart 
sie doch, dass Krieg, Militarismus und 
Monarchie gegen es beendet werden muss-
ten. Es war eine, wenn auch auf halbem 
Wege stecken gebliebene Revolution, die  
zur Weimarer Republik und einer bürger-
lich-demokratischen Verfassung führte, die 
weder das Bürger*innentum, geschweige 
denn die Reaktion noch die revolutionären 
Arbeiter*innen gewollt hatten. Sie waren 
vielmehr Abfallprodukte der Revolution.

Kein Wunder also, dass in erster Linie die 
Sozialdemokratie, die selbst der Revolu-
tion die Spitze nahm, sich mit der Kon-
terrevolution zur „Rettung der Republik“ 
verbündete, mit deren Ausgang identifi-
zierte und als einzige Verteidigerin der 
„Demokratie“ inszenierte.
Der Aufstand der Matrosen in Kiel, der 
Soldaten an der Front wie auch die De-
monstrationen, Streiks und Kämpfe der 
Arbeiter*innen seit 1917 werden nach-
träglich in das enge Korsett der „Entste-
hung“ der Weimarer Republik gezwängt. 
Deren proletarisch-revolutionäre, sozia-
listische Impulse und Zielsetzung werden 
in der sozialdemokratischen und libera-
len Auffassung als letztlich hoffnungslo-
ses Minderheitenprogramm dargestellt.
Demgegenüber wollen wir hier in Kürze 
versuchen, zentrale Lehren zusammen-
zufassen. Eine umfassendere Darstellung 
findet sich in Nummer 26 unseres theo-
retischen Journals „Revolutionärer Mar-
xismus“.

Imperialismus, Krieg 
und Arbeiter*innenklasse

Der Erste Weltkrieg offenbarte den Cha-
rakter der imperialistischen Epoche. 
Aus dem Aufrüsten, dem Wettlauf um 
die Kolonien, dem Kampf der Monopo-
le und Nationalstaaten um die Kontrolle 
der globalen Märkte entstand der erste 

industriell geführte Massenkrieg. Millio-
nen krepierten als Kanonenfutter an der 
Front, wurden verwundet, während die 
Massen im Land hungerten. Diese Reali-
tät des Krieges, des entstehenden Elends 
nicht allein an der Front, sondern vor 
allem in der „Heimat“ zeigte aber auch, 
dass diese „Kriegsordnung“ auf Sand ge-
baut war. Hatten 1914 Nationalismus und 
Chauvinismus auch große Teile des euro-
päischen Proletariats und der Bauern-/
Bäuerinnenschaft erfasst, so erschütter-
ten die Erfahrungen des Krieges dieses 
Bewusstsein.

Die Zweite Internationale hatte schon im 
August 1914 vor dem entfesselten Nati-
onalismus kapituliert. Die Resolutionen 
der internationalen Kongresse hatten 
zwar stets von Maßnahmen gegen den 
drohenden Krieg gesprochen, im Ange-
sicht der Katastrophe war sie jedoch zu 
keiner Gegenaktion fähig. Im Gegenteil: 
Die führenden Parteien der europäischen 
und internationalen Sozialdemokratie 
wurden zu „Vaterlandsverteidigerinnen“, 
zur aktiven aktive Stütze einer „Burg-
friedenspolitik“ für die Dauer des Krie-
ges. Die Interessen der Massen und der 
Klassenkampf wurden den Kriegserfor-
dernissen des jeweiligen „eigenen“ impe-
rialistischen Regimes untergeordnet. Die 
Kriegsgegner*innen wie die Bolschewiki 
oder die Linken um Luxemburg in der 
deutschen Sozialdemokratie waren Teil 
einer kleinen Minderheit, die ihrerseits 
in revolutionäre Internationalist*innen 
einerseits, pazifistische oder gegenüber 
der Mehrheitssozialdemokratie versöhn-
lerische Kräfte andererseits zerfiel. Der 
Imperialismus hatte dadurch schon zu 
Beginn des Krieges einen großen Sieg ge-
feiert, nämlich die Ausschaltung der In-
ternationale.

Speziell an der „Heimatfront“ waren die 
Verwerfungen des Imperialismus und des 
Krieges spürbar. Massenhafter Arbeits-
zwang, die Ausschaltung demokratischer 
Rechte, der Einzug von politisch miss-
liebigen Personen an die Front gehörten 

zum Alltag der Arbeiter*innenklasse. Die 
gesamte Produktion wurde den Kriegs-
zwecken untergeordnet. Doch dagegen 
protestierten und revoltierten die Ar-
beiter*innen zunehmend, z. B. in Berlin 
mit einem Massenstreik in der Rüstungs-
industrie im Januar 1918. Während sich 
die Lebensverhältnisse der Arbeiter*in-
nenklasse wie auch der Bauern/Bäue-
rinnen und großer Teile des städtischen 
Kleinbürger*innentums massiv ver-
schlechterten, konnten Großkapital und 
Großgrundbesitz noch höhere Gewinne 
einfahren.

Verelendung

Für die übergroße Mehrheit der Bevöl-
kerung hieß Krieg ein täglicher Kampf 
um Brot, Kohle und Lohn - die Großag-
rarier*innen und Kapitalist*innen berei-
cherten sich daran noch mit überteuerten 
Produkten immer schlechter Qualität. 
Die Realeinkommen sanken während des 
Krieges um 40 Prozent, der durchschnitt-
liche tägliche Kalorienaufnahme fiel von 
3400 am Beginn des Kriegs auf 1000 (!) 
im Jahr 1917. Zugleich wurden Arbeits-
schutzbestimmungen aufgehoben, der 
Arbeitstag stieg auf 14 bis 17 Stunden. 
Nicht nur Proletariat und Bauern-/Bäu-
erinnenschaft fielen ins Elend, auch die 
Einkommen des Bildungsbürgertums 
(Beamt*innen, Angestellte) sanken be-
trächtlich. Zugleich stiegen die Profite der 
Großkonzerne. Allein die 16 wichtigsten 
Stahl- und Montanbetriebe konnten bis 
2017 ihren Gewinn um durchschnittlich 
800 % steigern. „Die Dividenden steigen, 
die Proletarier fallen,“ bemerkte Rosa 
Luxemburg zutreffend. Diese Entwick-
lungen bildeten den sozialen Ausgangs-
punkt der proletarischen Revolte.

Politisch spiegelte sich die Desillusionie-
rung und Radikalisierung der Massen 
in einer Spaltung der Sozialdemokratie 
wider. 1916 entstand die USPD (Un-
abhängige Sozialdemokratische Partei 
Deutschlands) nach dem Ausschluss der 
sozialdemokratischen Reichstagsabge-

REVOLUTION 
UND TRAGÖDIE

100 JAHRE NOVEMBERREVOLUTION

12 Hintergrund



ordneten, die die Zustimmung zu den 
Kriegskrediten verweigerten. Im März 
2017 zählte sie rund 120.000 Mitglieder 
(gegenüber etwa 240.000 der Mehrheits-
sozialdemokratie, MSPD, um Ebert).
Die „Gruppe Internationale“ um Lieb-
knecht und Luxemburg formierte sich 
1914, agierte allerdings noch bis 1916 in 
der SPD. Die unter dem Namen „Sparta-
kusbund“ bekannte Gruppierung stellte 
mit anderen „Linksradikalen“ den Pol der 
entschlossenen, revolutionären Kriegs-
gegner*innen. Die Avantgarde der Klasse 
fand sich jedoch zum größten Teil in der 
USPD, darunter auch wichtige Anführer 
des Kieler Matrosenaufstandes und die 
„Revolutionären Obleute“, die schon die 
Januarstreiks initiiert hatten.

Der Revolution entgegen

Der Ausbruch der Novemberrevolution 
hatte sich schon lange angekündigt - und 
zwar nicht nur in Form von massiver Un-
zufriedenheit und Kriegsmüdigkeit der 
arbeitenden Bevölkerung.

Im April 1917 forderte eine Streikwel-
le eine Erhöhung der Brotrationen. Im 
Januar 1918 erschütterte ein politischer 
Massenstreik, der von den „Revolutionä-
ren Obleuten“ v. a. in den Berliner Rüs-
tungsbetrieben organisiert worden war, 
das Land. Dieser wurde unter den Bedin-
gungen der Illegalität gezielt vorbereitet, 
erhob neben sozialen auch politische 
Forderungen wie die nach sofortigem 
Frieden ohne Annexionen oder der Auf-
hebung des Belagerungszustandes. Auch 
wenn dieser Kampf in einer Niederlage 
enden sollte und tausende Kämpfer*in-
nen an die Front versetzt wurden, wo vie-
le als Kanonenfutter krepieren sollten, so 
wurden die Zeichen der revolutionären 
Gärung immer deutlicher.

Gleichzeitig war auch klar, dass das 
Deutsche Reich und seine Alliierten den 
Krieg nicht gewinnen konnten. Die Jän-
nerstreiks in Österreich zeigten, dass das 
verbündete Habsburger Reich zu implo-
dieren drohte. Die Russische Revolution 
drohte trotz des Friedens von Brest Li-
towsk auf Europa überzugreifen.

Doch die Oberste Heeresleitung, das ei-
gentliche Machtzentrum während des 
Krieges, das Kaiser und Fürsten zur Staf-
fage gemacht hatte und letztlich auch der 
parlamentarischen Mehrheit aus Fort-
schrittspartei, Zentrumspartei und Sozi-
aldemokratie den Takt vorgab, wollte um 

jeden Fall eine Kapitulation vermeiden. 
Ludendorff, der politisch-strategische 
Kopf der Heeresleitung und der deut-
schen Reaktion, musste zwar erkennen, 
dass eine Niederlage nicht mehr abzu-
wenden war, die „Schande“ eines Waf-
fenstillstands und etwaiger Friedensbe-
dingungen der Alliierten sollte aber eine 
zivile Regierung entgegennehmen. Diese 
zweifelhafte Ehre fiel dann einer solchen 
unter der Sozialdemokratie zu, die sich 
der „Verantwortung“ nicht zu entziehen 
vermochte. Die Oberste Heeresleitung 
und Ludendorff waren dabei fein raus 
und strickten auf dieser Basis an der re-
vanchistischen „Dolchstoßlegende“, der 
zufolge das Heer im Feld unbesiegt ge-
blieben und von den Parlamentarier*in-
nen, „Zivilist*innen“ und insbesondere 
den Sozialdemokrat*innen verraten wor-
den wäre.

In Wirklichkeit holte die MSPD dem 
deutschen Kapitalismus die Kastani-
en aus dem Feuer. Sie drängte auf die 
Abdankung des Kaisers, um ihre Po-
litik den Massen als Erfolg zu verkau-
fen. Ebert und Scheidemann war nur 
zu bewusst, dass nicht nur die Mon-
archie und der Krieg am Ende waren, 
sondern dass die Ereignisse auch sie 
hinwegspülen konnten.

Ausweitung

Der Kieler Matrosenaufstand vom 3.-11. 
November und die Ausweitung der Revo-
lution innerhalb von nur wenigen Tagen 
auf das ganze Land zeigten, wie realistisch 
diese Gefahr war. Die Soldaten waren 
nicht mehr bereit, auf die Arbeiter*in-
nenmassen zu schießen, die Revolution 
eroberte die Städte. Der MSPD-Führung 
um Ebert und Scheidemann war bewusst, 
dass sie ihre eigene Basis nur dann bei 
der Stange halten und der Revolution die 
Spitze abbrechen konnte, wenn sie sich 
selbst „revolutionär“ gab, also an die Spit-
ze der Rätebewegung zu stellen versuchte.
Sie musste die Regierungsgewalt im Na-
men der Räte ausüben - oder sie drohte 
ihren Einfluss zu verlieren. Die MSPD 
sah sich gezwungen, um die Mehrheit 
in den Arbeiter*innen- und Soldatenrä-
ten zu kämpfen und diese zu organisie-
ren. Geschickt manövrierte sie die USPD 
in eine Koalition, um somit alle ihre 
Maßnahmen von dieser links absichern 
zu lassen. In den Räten stützte sie sich 
letztlich auf eine Mehrheit, die sie vor 
allem über die politisch rückständigeren 
Soldaten sicherte.

So wie in Berlin, der Hauptstadt, ver-
lief es auch in den meisten Städten. Die 
Räte übernahmen die formale Macht, 
praktisch als Ausschuss von MSPD und 
USPD. Oft wurden die Arbeiter*innen-
räte von den Parteivorständen nominiert 
und dann per Akklamation gewählt.
Die MSPD errang somit erste politische 
Siege Mitte November 1918. Sie konsoli-
dierte ihre Machtstellung bei den Wahlen 
zum Reichsrätekongress im Dezember. 
Von den 489 Delegierten - 405 Arbei-
ter*innendelegierte und 84 Soldatenräte 
- waren 288 Mitglieder der MSPD, 90 der 
USPD, darunter 10 des Spartakusbundes. 
Weder Liebknecht noch Luxemburg wa-
ren gewählt worden und beiden wurde 
das Rederecht verweigert.

Ohne Partei und Programm 
kein Sieg

Der wichtigste Unterschied zur Russi-
schen Oktoberrevolution bestand im 
Fehlen einer revolutionären Massenpartei 
mit entsprechendem Programm. Hatten 
die Bolschewiki 1917 mit den Leninschen 
Aprilthesen eine programmatische Neu-
ausrichtung erfahren, sich auf den Kampf 
um die Räte konzentriert, so war die Lage 
bei den Räten der Novemberrevolution 
eine völlig andere. Speziell die Matrosen 
aus Wilhelmshaven und Kiel bildeten di-
rekt Soldatenräte, nachdem sie den Befehl 
verweigerten, auf Geheiß der Admiralität 
eine aussichtslose Schlacht gegen die bri-
tische Marine zu führen, und orientierten 
sich an den russischen Soldatenräten und 
deren Erlässen gegen die Offiziere. Auch 
der „Zentrale Vollzugsrat“ in Berlin un-
ter Führung der Revolutionären Obleute 
und USPD, die flächendeckend gewähl-
ten Arbeiter*innen- und Soldatenräte 
und später die Räterepubliken wie in Bre-
men und München orientierten sich or-
ganisatorisch am Beispiel der russischen 
Räte des Jahres 1917. Nur fehlte ihnen 
entscheidend das Programm zur Nieder-
ringung der Konterrevolution, eine Tak-
tik gegen die MSPD wie auch eine Klar-
heit über die Rolle der Räte selbst und die 
Ziele der Revolution.

Rolle der USPD

Die USPD war eine zentristische Organi-
sation, die zwischen Reform und Revo-
lution, zwischen radikalem Kampf und 
Anpassung an die Mehrheitssozialdemo-
kratie und, über diese vermittelt, an die 
Konterrevolution schwankte. Während 
die Führung der MSPD die sozialistische 
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Revolution mit allen Mitteln verhindern 
wollte und in Zusammenarbeit mit dem 
Bürgertum und der Armee auch abwürg-
te, wollte die USPD-Spitze die Revoluti-
on, aber gewissermaßen nur halb.
Ideologisch zeigt sich das darin, dass 
ihre Führer*innen wie Kautsky Räte 
und Nationalversammlung miteinander 
kombinieren wollten. Die Doppelmacht-
situation zwischen den (potentiellen) 
Machtorganen einer neuen Ordnung, 
den Arbeiter*innen- und Soldatenräten, 
und der verfassungggebenden Versamm-
lung, die als Sammelpunkt und Symbol 
für die Konterrevolution diente, sollte 
verewigt werden, statt sie zu entscheiden.
Die Politik der USPD war umso tragi-
scher, als die Revolutionären Obleute 
zwar subjektiv mehr und mehr zur Re-
volution drängten, aber in den ersten 
Revolutionsmonaten nicht den entschei-
denden Bruch mit ihr vollzogen. Der 
Spartakusbund vereinigte sich mit den 
„Internationalen Kommunist*innen 
Deutschlands“ (den „Bremer Linksradi-
kalen“) und anderen Kriegsgegner*innen 
zur „Kommunistischen Partei Deutsch-
lands“ (KPD). Letztlich kam diese Grün-
dung (30. Dezember 1918-1. Januar 
1919) zu spät. Die Partei selbst war noch 
politisch unreif, die Obleute konnten für 
die Gründung nicht gewonnen werden, 
der linke Flügel der USPD trat erst 1920 
der KPD bei.

Die zentristische Politik der USPD und 
die Schwäche der KPD erleichterten der 
MSPD unter Ebert und Scheidemann, die 
Kontrolle über die Arbeiter*innen- und 
Soldatenräte zu erlangen und ihr Pro-
gramm zur Niederhaltung der proletari-
schen Revolution im Bündnis mit Reichs-
wehr und Großkapital umzusetzen.

Konterrevolutionäre MSPD

Die MSPD verfügte nicht nur über eine 
Mehrheit in den Räten. Im Unterschied 
zur USPD hatte sie auch ein klares, kon-
ter-revolutionäres Programm. Ebert, 
Scheidemann, Wels, Noske und andere 
sozialdemokratische Parteiführer spiel-
ten dabei auf mehreren Ebenen.

Einerseits verschleppten sie alle fort-
schrittlichen Entscheidungen, jede be-
deutende Maßnahme gegen die Reak-
tion. Ein zentrales Mittel dabei war der 
ständige Appell an die „Einheit“ der 
Arbeiter*innenklasse und die Legen-
denbildung, dass der „undemokratische 
Radikalismus“ der Spartakus-Leute und 

der USPD-Linken (revolutionäre Obleute 
etc.) die Errungenschaften der Republik 
und den Frieden gefährden würden. Alle 
wichtigen Entscheidungen sollten auf die 
Konstituierende Versammlung vertagt 
werden. Schließlich sollte die „Minder-
heitenherrschaft“ der Räte der viel reprä-
sentativeren Nationalversammlung, dem 
gesamtem Volk, nicht vorgreifen. Die 
USPD war politisch-ideologisch selbst 
nicht in der Lage, dem etwas entgegenzu-
setzen, da sie den konterrevolutionären 
Charakter der Nationalversammlung erst 
gar nicht begriff oder wahrhaben wollte.
Andererseits konspirierte die Sozialde-
mokratie mit den nach Berlin und in 
andere städtische Zentren zurückgehol-
ten Truppen, der bürgerlichen und re-
aktionären Presse. Unter Führung der 
MSPD wurden dem alten, nach wie vor 
existierenden Beamten-, Polizei- und 
Militärapparat immer weiter gehende 
Zugeständnisse gemacht, so dass sich 
die konterrevolutionären Kräfte, darun-
ter auch die erz-reaktionären Freikorps, 
konsolidieren konnten. Diese Politik be-
inhaltete „selbstverständlich“ wiederhol-
te Provokationen gegen die Linken, die 
Arbeiter*innenräte und gegen die Mat-
rosen, die zum Schutz der Revolution in 
Berlin eilten. Zugleich versäumten es die 
Linken - einschließlich der Obleute - die 
Arbeiter*innen politisch und organisato-
risch auf die Konfrontation vorzuberei-
ten. So waren z. B. viele Arbeiter*innen 
bewaffnet, eine Miliz wurde jedoch nicht 
aufgebaut. Die USPD protestierte zwar 
gegen etliche Maßnahmen und Manöver 
der MSPD, zum Bruch mit der „Einheit“ 
in den Räten war sie aber nicht bereit. So-
mit legitimierte sie einerseits die Politik 
von Ebert und Noske, andererseits deso-
rientierte sie auf diese Weise die eigenen 
Anhänger*innen und diskreditierte sich 
selbst.

Bald schon suchten die MSPD und die 
mit ihnen verbündeten Militärs be-
wusst die Konfrontation mit der Berliner 
Avantgarde der Arbeiter*innenklasse. 
Die Absetzung des USPD-Polizeiprä-
sidenten Eichhorn zum Jahreswechsel 
1918/19 sollte eine Machtprobe erzwin-
gen. Der sog. „Spartakusaufstand“ war in 
Wirklichkeit eine Auseinandersetzung, in 
die die Berliner Linken ohne ausreichen-
den Rückhalt im Land gedrängt werden 
sollten - und in den sie auch gezwungen 
wurden. Während sich die USPD-Linke 
verbal-radikal gab, ließ sich auch ein Teil 
der KPD, v. a. Liebknecht, in eine ver-
frühte Machtprobe manövrieren.

Von der Novemberrevolution 
zur Niederlage

Anders als die Julitage 1917, wo auch die 
Petersburger Arbeiter*innenklasse und 
die Bolschewiki in eine solche verfrühte 
Machtprobe gezogen wurden, hatte die 
Niederlage des „Spartakusaufstandes“ 
sehr viel tiefgehendere konterrevolutio-
näre Auswirkungen. Sie markierte den 
Anfang vom Ende der Revolution.

Dazu trug zweifellos auch bei, dass 
die deutsche Gegenrevolution aus den 
russischen Erfahrungen gelernt hat-
te. Die Reaktion verfügte über ver-
lässliche, vom Geist der Abrechnung 
mit der Arbeiter*innenklasse und den 
„Roten“ durchdrungene Truppen, die 
sich auf die reaktionäre Gesinnung des 
Bürger*innentums und der Kleinbür-
ger*innen stützen konnten. Außerdem 
entpuppten sich die MSPD und ihr Ap-
parat als entschlossenere konterrevolu-
tionäre Kräfte als die Menschewiki und 
Sozialrevolutionär*innen.

Die Ermordung Liebknechts und Luxem-
burgs unter dem Freikorps-Führer Pabst 
erfolgte auf politische Verantwortung des 
„Bluthundes“ Noske. Für die Morde, mit 
denen der revolutionären Arbeiter*in-
nenschaft der Kopf abgeschlagen werden 
sollte, trägt die Sozialdemokratie die po-
litische Verantwortung.

Mit der Niederschlagung der kurzlebigen 
Bremer Räterrepublik, der Wahl zur Na-
tionalversammlung und der Ernennung 
Eberts zum Reichskanzler konsolidierte 
sich die Konterrevolution vorerst.

In Wirklichkeit lieferten diese Niederla-
gen jedoch nur das Vorspiel zu weiteren 
entscheidenden Machtproben zwischen 
Arbeiter*innenklasse und deutschem 
Imperialismus. Der Aufstieg des Natio-
nalsozialismus und die Errichtung der 
faschistischen Diktatur bildeten den 
eigentlichen konterrevolutionären Ab-
schluss der Novemberrevolution.
Ist die Arbeiter*innenklasse nicht in 
der Lage, eine Revolution zu Ende 
zu führen, so wird sie die Reaktion 
blutig beenden.			        
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Der Arbeiter*innenstandpunkt 
zehn mal im Jahr ins Haus ge-
liefert. Das bedeutet, wenn der 
Handverkauf auf der Demo nicht 
zu finden war, trotzdem die neue 
Ausgabe im Postkasten für euch - 
und ein bisschen mehr finanzielle 
Sicherheit für uns. Du bekommst 
10 Ausgaben für 20 Euro!

Deshalb gleich bestellen unter:

info@arbeiterinnenstanpunkt.net

Du bekommst die aktuelle Aus-
gabe und einen Zahlschein zuge-
schickt!

Der Arbeiter*innenstandpunkt ist 
eine internationalistische, kommu-
nistische Organisation. Unser Ziel 
ist die Schaffung einer klassenlosen 
Gesellschaft, in der es keine Ausbeu-
tung und Unterdrückung mehr gibt. 
Diese Gesellschaft kann nicht durch 
stetige Reformen erreicht werden, 
sondern erfordert einen radikalen, 
revolutionären Bruch der Arbeiter 
und Arbeiterinnen mit den heuti-
gen kapitalistischen Zuständen. Des-
halb unterstützen wir alle Kämpfe, 
Aktionen und Forderungen, die die 
Interessen der arbeitenden Bevölke-
rung zum Ausdruck bringen und die 
Keimform einer größeren, zukünfti-
gen Arbeiter*innenbewegung sind. 
Wir unterstützen jeden Kampf, sei er 
auch noch so klein, um die Lebensbe-
dingungen hier und jetzt zu verbes-
sern!

Der Sozialismus, für den wir kämp-
fen, kann nur international geschaffen 
werden. Die elementaren Bestandtei-
le und Forderungen – wie das Recht 
auf Nahrung, weltweiter Frieden oder 
eine solidarische Aufteilung der Ar-
beit auf alle Menschen – können nicht 
im nationalen Rahmen bestehen und 
verbinden die werktätige Bevölkerung 
auf der ganzen Welt miteinander. Wir 
haben daher nichts mit den Regimen 
des ehemals „real existierenden So-

zialismus“ gemein. In diesen Staaten 
herrschte nicht das arbeitende Volk, 
sondern eine bürokratische Kaste, 
die das Proletariat unterdrückte und 
sich selbst bereicherte. Die kapitalis-
tischen Herrschaftsformen, ob parla-
mentarische Demokratien oder offe-
ne Diktaturen, schützen hingegen die 
Macht der Elite aus Kapitalisten und 
Kapitalistinnen. Deshalb treten wir 
für eine Rätedemokratie ein, d.h. die 
demokratische Machtausübung der 
Arbeiterinnen und Arbeiter selbst 
durch direkte Wahl und Abwahl von 
Delegierten, auf die sich die Regie-
rung, die Staatsgewalt und sämtliche 
Verwaltungsgremien stützen.

Als Arbeiter*innenstandpunkt sind 
wir in sozialen Bewegungen und 
Klassenkämpfen aktiv und kämp-
fen dort für ein Programm im Sinne 
der gesamten Arbeiter*innenklas-
se. In Großbetrieben bilden wir Be-
triebsgruppen und organisieren Be-
triebstreffen und Kampagnen gegen 
die aktuelle Kürzungs- und Sparpo-
litik der Bosse aus Wirtschaft und 
Politik. Auf dieser Basis üben wir Kri-
tik an der Gewerkschaftsbürokratie, 
die im Sinne der Sozialpartnerschaft 
schon lange nicht mehr konsequent 
für die Interessen der Beschäftigten 
eintritt. Trotzdem wollen wir den 
Gedanken der Gewerkschaft nicht 

verwerfen, denn als Institution der 
Lohnabhängigen selbst ist sie ein 
Kampfinstrument gegen die Ausbeu-
tung durch das Kapital. Wir treten 
dabei ein für eine Demokratisierung 
der Gewerkschaften und eine Ent-
machtung der Bürokratie durch den 
Aufbau einer kämpferischen Basisbe-
wegung. Unser Hauptanliegen ist es, 
die politischen und ökonomischen 
Teilkämpfe, z.B. am Arbeitsplatz, 
mit einer allgemein-politischen Per-
spektive zu verbinden, die über das 
Bestehende hinausweist und der Ar-
beiter*innenklasse zur Einsicht in ihr 
gesamtgesellschaftliches Klasseninte-
resse verhilft.

Der Kapitalismus fordert tagtäglich 
unzählige Opfer und zerstört Men-
schenleben – durch Hunger, Krieg 
und Unterdrückung. Es ist an uns, 
diesem System etwas Neues entge-
genzusetzen. Kämpfe mit uns für den 
Aufbau einer neuen Partei der sozia-
listischen Revolution.

WER WIR SIND

JETZT 
ABONNIEREN!
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Liga für die Fünfte Internationale
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der Liga für die Fünfte Internationale. Der Kapitalismus ist 
ein weltweites System der Ausbeutung und Unterdrückung. Es 
ist notwendig, ihn auch international zu bekämpfen. Deshalb 
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Aktionsprogramm: 
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2014 - 36 Seiten A5 - 2 Euro
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Im Kampf gegen die FPÖ braucht es eine marxistische 
Analyse dieser Partei, und zwar abseits von Verharm- 
losung und Hysterie.
2018 - 36 Seiten A5 - 2,50 Euro

Trotzki: Eine Einführung
Leo Trotzki war ein Anführer der russischen Revolution 
1917, Kämpfer im Aufbau der jungen Sowjetunion und ein 
erbitterter Gegner Stalins. Sein Leben und Wirken enthält 
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Revolutionärer Marxismus 49:
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